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Präparat 

§ 11. (1) Ein Präparat (§ 3 Z 9) darf nur von einer öffentlichen Apotheke in der in der 
Sterbeverfügung angegebenen Dosierung samt der erforderlichen Begleitmedikation an die sterbewillige 
oder eine in der Sterbeverfügung namentlich genannte Hilfe leistende Person nach Vorlage einer 
wirksamen Sterbeverfügung abgegeben werden. Die Abgabe und eine allfällige Zurückgabe sind an das 
Sterbeverfügungsregister unter Angabe des Datums, der abgebenden Apotheke und der 
Identifikationsdaten der abgebenden Person zu melden. 

(2) Vor der Abgabe hat die Apothekerin bzw. der Apotheker zu überprüfen: 

 1. die Identität der Person, die das Präparat abholen möchte, anhand eines amtlichen 
Lichtbildausweises; 

 2. ob für die sterbewillige Person bereits die Abgabe eines Präparats aufgrund der vorgelegten oder 
einer früheren Sterbeverfügung eingetragen worden ist, durch Einsichtnahme in das 
Sterbeverfügungsregister. 

(3) Wurde für eine Sterbeverfügung der sterbewilligen Person bereits ein Präparat abgeben, so ist die 
Abgabe eines weiteren Präparats nur zulässig, wenn das zuerst abgegebene Präparat gleichzeitig 
zurückgegeben wird oder die Sterbeverfügung einen Vermerk nach § 8 Abs. 4 enthält. Wurde mit Hilfe 
eines Vermerks nach § 8 Abs. 4 ein neues Präparat bezogen, ist ein wiedererlangtes Präparat der 
Apotheke zur Entsorgung zurückzugeben. 

(4) Die sterbewillige Person und die Hilfe leistende Person, der das Präparat ausgefolgt wurde, 
haben das Präparat durch geeignete, den jeweiligen Umständen entsprechende Maßnahmen gegen eine 
unbefugte Entnahme zu sichern. Im Fall einer Aufgabe ihres Sterbewillens hat die sterbewillige Person 
das Präparat bei der Apotheke zurückzugeben. Die Apothekerin bzw. der Apotheker hat zurückgegebene 
Präparate zu entsorgen. 
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(5) Befindet sich in der Verlassenschaft eines Verstorbenen ein Präparat, so ist dies von jedem, der 
das Präparat auffindet, unverzüglich der Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde anzuzeigen. 
Die Behörde hat die zur Vernichtung erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

(6) Der für das Gesundheitswesen zuständige Bundesminister kann mit Verordnung 

 1. andere Präparate als Natrium-Pentobarbital als zulässiges Präparat bestimmen, wenn solche 
Präparate nach dem Stand der Medizin belastende Begleiterscheinungen für den Patienten 
minimieren oder wenn die Verfügbarkeit von Natrium-Pentobarbital eingeschränkt oder nicht 
mehr gegeben ist; 

 2. die Applikationsform und die Dosis, in der das Präparat verlässlich letal wirkt, festlegen; 

 3. die für die Verträglichkeit des Präparats nach dem Stand der Medizin notwendige 
Begleitmedikation regeln. 

(7) Die Österreichische Apothekerkammer hat auf Anfrage den dokumentierenden Personen 
diejenigen Apotheken in der Nähe der sterbewilligen Person bekannt zu geben, bei denen diese das 
Präparat beziehen kann. Zusätzlich hat die Österreichische Apothekerkammer dem für das 
Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister zum 30. Juni des jeweiligen Jahres die zur Abgabe 
bereiten Apotheken zu nennen. 
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